
748 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VII. GP. 

Bericht 
des Zollausschusses 

Übet die Regie~ungsvorlage (735 der Be.i-I b~rstaaten entsprechend e~gänzt :rerd.en soll~n; 
Jagen): Int<;rnatlonales Abkommen zur Er- dies. war deshalb notwendIg, da dIe VerhältnIsse 
leichterung des Grenzüberganges für Rei.,. I bei den einzelnen Grenzübergangsstellen ver­
sende und Gepäck im Eisenbahnverkehr und schieden gelagert sind. 
Internationales Abkommen zur Erleich- In den ersten Artikeln der ,beiden Abkommen 
terung des Grenzüberganges für Waren im ist vorgesehen, daß benachbarte Staaten auf den 

. Eisenhahnverkehr. Hauptverkehrslinien der Eisenbahnen nach Mög­

Im Rahmen der Wirtschaftskommission für 
Europa(ECE) wurden in den Jahren 1950 und 
1951 über Anregung der Internationalen Eisen­
bahnunion (DIC) Verhandlungen über die Er­
leichterung des Grenzüberganges für Reisende, 
Gepäck und Waren im Eisenbahnverkehr durch­
geführt. Das Ergebnis dieser Verhandlungen war 
die Ausarbeitung der beiden vorliegenden Ab-
kommen. . 

Beide' Abkommen wurden am 10. Jänner 1952 
von acht europäischen Staaten, und .zwar von 
Belgien, Fl'ankreich, Italien, Luxemburg, Nieder­
lande, Norwegen, Schweden und Schweiz, unter 
dem Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet. 
Bisher haben Belgien, Frank'reich, Italien, Nie­
derlande und Norwegen ihre Ratifikationsurkun­
den Ibeim Gener.alsekretärder Vereinten Na­
tionen hinterlegt. Beide Abkommen sind daher 
gemäß den Bestimmungen der Artikel 14 am 
1. April 1953 in Kraft getreten. 

Die Europäische Konferenz der Verkehrs­
rninister hat sich im Oktdber 1953 in der Ent­
schließung Nr. 5 dafür ausgesprochen, daß die­
jenigen Regierungen, die diese Abkommen noch 
nicht unterzeichnet haben, ihnen baldmöglichst 
beitreten sollen. Der Beitritt Osterreichs zu 
beiden Abkommen gemäß den Bestimmungen 
der Artikel 12 liegt im Interesse der österreichi­
schen Zol1- und Eisenbahnverwaltung. 

Die Bestimmungen der' beiden Abkommen 
sind zum großen Teil gleichlautend; sie unter­
scheiden sich nur dort, wo die Eigenarten des 
Reiseverkehrs und die des Warenverkehrs dies 
erfordern. Die Abkommen legen größtenteils 
n'ur Rahmenbestimmungen fest, die auf Grund 
zweiseitiger Vereinbarungen zwischen den Nach-

lichkeit einen in der Grenznähe -gelegenen Bahn" 
hof bestimmen sollen, auf dem' die Zollabfer­
tigung und die sonstige' Kontrolltätigkeit im 
Reise-, Gepäck- und Warenverkehr von beiden 
Ländern durchgeführt werden sollen. Für die 
Durchführung der Amtshandlungen der Bedien­
steten des Nachbarstaates soll im Einvernehmen 
mit den zuständigen Behörden beider Länder 
eine Zone auf den gemeinsamen Grenzbahn­
höfen bestimmt werden. Im internationalen 
Reiseverkehr soll nach Möglichkeit die Abfer­
tigung der Reisenden im fahrenden Zug statt­
finden. In Artikel 5 der beiden Abkommen s(nd 
die besonderen Rechte der Bediensteten des 
Gastlandes auf dem Gebiete des Territoiial­
staates festgelegt, insbesondere das Tragen der 
Dienstbekleidung, die Befreiung von Paßformali­
täten und die Gewährung des erforderlichen 
persönlichen Schutzes. Ferner sollen Maßnahmen 
geprüft werden, um die Abfertigung von Reise­
gepäck, Expreßgütern, verder1blichen Waren und 
von schweren Gütern zu beschleunigen; dies gilt 
insbesondere für die Durchfuhr. Zur zollamt­
lichen Anweisung von Gepäck und Waren ist 
der den beiden Abkommen angeschlossene Vor­
druck einer "Internationalen Zollanmeldung" 
vorgesehen. Dieser Vordruck wurde gemäß dem 
in Artikel 16 der beiden Abkommen vorgesehe~ 
nen vereinfachten Verfahren auf Grund von 
Verhandlungen im Rahmen der Wirtschaftskom­
mission für Europa bereits abgeändert und da­
mit den zollrechtlichen Vorschriften der euro­
päischen Länder und den Bedürfnissen des Ei'Sen­
bahnverkehrs besser angepaßt. Nach Mitteilung 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen ist 
dieser neue' Vordruck einer Internationalen 
Zoll anmeldung am 10 .. Mai 1955 f~rmel1 v.:irk­
sam geworden. 
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Die Durchführung der Reisendenabf~rtigung 
im fahrenden Zug und die Zusammenlegung der 
Kontrolltätigkeit zweier Nachbarländer auf 
einen gemeinsamen Gren~bahnhof sind drin­
gende Bedürfnisse des modernen Eisenbahnver­
kehrs. Derzeit sind bereits auf Grund zwei­
seitiger Vereinbarungen teils auf dem österreichi­
schen Zollgebiet, teils auf dem Zollgebiet der 
Nachbarstaaten gemeinsame Grenzbahnhöfe zur 
Beschleunigung der Abfertigungstätigkeit 1m 
Eisenbahnverkehr errichtet. 

Dies besagt, daß österreich den Bestimmungen 
der bei den Abkommen bereits weitgehendst 
Rechnung getragen hat. Auch die Abfertigung 
der Reisenden im fahrenden Zug ist auf den 
wichtigsten Eisenbahnstrecken bereits verwirk­
licht. 

Die beiden Abkommen sind in einigen Be­
stimmungen gesetzesändernden Charakters und 

Mit tendorfer, 
Berichterstatter. 

bedürfen daher' für ihre innerstaatliche Rechts­
wirksamkeit gemäß Artikel 50 Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 der Ge­
nehmigung des Nationalrates. 

Der Zoll ausschuß hat die beiden vorliegenden 
Abkommen in seiner Sitzung vom 8. Feber 1956 
beraten und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause ihre Genehmigung zu empfehleQ, 

Es wird somit der An t rag gestellt, 4er 
Nationalrat wolle dem Internationalen Abkom­
men zur Erleichterung des Grenzüberganges für 
Reisende und Gepäck im Eisenbahnverkehr und 
dem Internationalen Abkommen zur Erleich" 
terung des Grenzüberganges für Waren im 
Eisenbahnverkehr (735 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Genehmigung erteilen. . ' 

Wien, am 8. Feber 1956. 

, 

Dipl.-Ing. Pius Fink, 
Obmann. 
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